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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 26. Juni 1964 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesra^-es 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
271. Sitzung am 26. Juni 1964 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 12. Juni 1964 verabschiedeten 

Zweiten Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs 

— Drucksachen lV/651, IV/2161 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Diederichs 


Bonn, den 26. Juni 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 12. Juni 1964 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Diederichs 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Zweiten Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs 


A r t i k e 1 1 i 

Änderung des Strafgesetzbuches 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a (§ 42 m Abs. 2) j 

a) In § 42 m Abs. 2 ist nach der Nr. 1 folgende 
neue Nr. 2 einzufügen: 

„2. der Trunkenheit im Verkehr (§ 316)/'; 

die bisherigen Nummern 2 und 3 werden 
Nummern 3 und 4. 

b) In § 42 m Abs. 2 neue Nr. 4 (seither Nr. 3) 
sind die Worte „Nummern 1 oder 2" durch 
die Worte „Nummern 1, 2 oder Nummer 3" 
zu ersetzen. 

Begründung 
zu a) 

Nach der seit Jahren gefestigten Rechtspre- 
chung der Gerichte wird bei der Trunkenheit 
im Verkehr, die nach geltendem Recht nur 
eine Übertretung ist, der Täter in der über- 
wiegenden Anzahl der Fälle als ungeeignet 
zum Führen eines Kraftfahrzeuges angesehen; 
der Entzug der Fahrerlaubnis ist deshalb die 
Regel. Im Hinblick auf die Gefährlichkeit 
der Trunkenheit im Verkehr und der ständi- ■ 
gen Zunahme des Delikts darf dieser Praxis | 
nicht dadurch entgegengetreten werden, daß 
der Tatbestand der Trunkenheit im Verkehr 
nicht in den Katalog des § 42 m Abs. 2 aufge- 
nommen wird, zumal die Gefährlichkeit die- 
ses Tatbestandes im Gesetz dadurch aner- 
kannt worden ist, daß der Tatbestand zum 
Vergehen erhoben worden ist. 

Die Bedenken gegen die im Gesetz vorgese- 
hene Fassung werden nicht durch die Einfüh- 
rung der Nebenstrafe des Fahrverbots ausge- 
räumt; dieses ist kein ausreichendes Äquiva- 
lent. 

zu b) 

Die Änderung in § 42 m Abs. 2 neue Nr. 4 
(seither Nr. 3) ist eine Folge aus der Einfü- 
gung der neuen Nr. 2 in § 42 m Abs. 2. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 a — neu — (§ 67 Abs. 3) 

In Artikel 1 ist folgende neue Nr. 4 a einzufügen: 

,4 a. § 67 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Strafverfolgung von Übertretun- 
gen verjährt in sechs Monaten.'" 


Begründung 

Die derzeit geltende Verjährungsfrist von drei 
Monaten ist für viele Fälle zu kurz, um in ihr die 
Strafverfolgung abschließen zu können. Zwar 
wird die Verjährung durch Handlungen unter- 
brochen, die wegen der begangenen Tat gegen 
den Täter gerichtet sind (§ 68 Abs. 1 StGB). Aber 
auch eine durch das Verfahren gebotene Hand- 
lung (Zustellung der Anklage, Erlaß des Strafbe- 
fehls) kann nicht immer innerhalb von drei Mo- 
naten erzielt werden. Die dann zur ünterbre- 
chung erwirkten richterlichen Handlungen be- 
lasten und verzögern das Verfahren, haben nicht 
stets die gewünschte Wirkung und sind die 
Quelle einer umfänglichen, aber im wesentlichen 
unfruchtbaren Rechtsprechung. Die vorgeschla- 
gene Änderung gleicht die Verjährungsfrist an 
die für Ordnungs Widrigkeiten an (§ 14 Satz 1 
OWiG). 

Die vorstehende Fassung des § 67 Abs. 3 hatte 
der Bundesrat bereits im 1. Durchgang vorge- 
schlagen [vgl. BR-Drucksache 201/62 (Beschluß) 
Nr. 2 der Anlage sowie BT-Drucksache lV/651, 
Anlage 2 Nr. 2]. 


Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

3. Zu Artikel 2 Nr. 3 a — neu — (§ 245 a) 

Nr. 4 a — neu — (§ 334) 

Nr. 4 b — neu — (§ 334 a) 

In Artikel 2 sind folgende neue Nr. 3 a, 4 a und 

4 b einzufügen: 

,3 a. Als § 245 a wird folgende Vorschrift einge- 
fügt: 

.§ 245 a 

Soweit die Verhandlung nur Übertretun- 
gen betriftt, bestimmt das Gericht unbescha- 
det des § 244 Abs. 2 den ümfang der Be- 
weisaufnahme." 

4 a. § 334 erhält folgende Fassung: 

.§ 334 

Ein Urteil des Amtsrichters, das ausschließ- 
lich Übertretungen zum Gegenstand hat und 
in dem der Angeklagte entweder freigespro- 
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chen oder ausschließlich zu Geldstrafe ver- j 
urteilt worden ist (§ 313), kann mit Revision 
nur angefochten werden, wenn j 

1. die Ersatzfreiheitsstrafe, die im Falle i 

der Uneinbringlichkeit an die Stelle | 

der erkannten Geldstrafe tritt, eine i 

Woche übersteigt, | 

2. das Urteil eine Übertretung nach § 361 
des Strafgesetzbuches zum Gegenstand 
hat oder 

3. die Revision zugelassen wird (§ 334 a)." 

4 b. Als § 334 a wird folgende Vorschrift einge- 
fügt: 

.§ 334 a 

(1) Das Revisionsgericht läßt die Revi- 
sion nach § 334 Nr. 3 auf Antrag zu, w'enn es 
geboten ist, die Nachprüfung des Urteils zur 
Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung zu er- 
möglichen. 

(2) Für den Zulassungsantrag gelten die 

Vorschriften über die Einlegung der Revi- ; 
sion entsprechend. Der Antrag gilt als j 
vorsorglich eingelegte Revision. Er ist j 
nur zulässig, wenn die Vorschriften | 
über die Anbringung der Revisionsan- j 
träge beachtet sind. Bei der Begründung der | 
Revisionsanträge hat der Antragsteller zu- | 
gleich anzugeben, aus welchen Gründen die j 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen i 
vorliegen. § 35 a ist entsprechend anzuwen- 1 
den. I 

(3) Das Revisionsgericht entscheidet über 

den Antrag durch Beschluß. Die §§ 346 bis 
348 sind entsprechend anzuwenden. Wird 
der Antrag verworfen, so gilt die Revision 
als zurückgenommen.'" i 

Begründung 

Der Massenanfall der Verkehrsübertretun- 
gen verlangt eine Entlastung der Gerichte 
durch die im Entwurf der Bundesregierung 
vorgesehenen Vereinfachungen des Verfah- 
rens für den Bagatellbereich. Das Bedürfnis 
nach Entlastung ist so dringend, daß die Um- 
stellung der Verkehrsübertretungen auf 
Ordnungswidrigkeiten nicht abgewartet 
werden kann, zumal der Zeitpunkt der Um- 
stellung nicht abzusehen ist. i 

Der in § 334 a Abs. 2 Satz 4 vorgesehene Be- ; 

gründungszwang (Ersetzung des Wortes) ' 


„soll" in der Regierungsvorlage durch „hat") 
soll der Einlegung unbegründeter Zulas- 
sungsanträge entgegenwirken [vgl. den 
gleichlautenden Änderungsvorschlag des 
Bundesrates im 1. Durchgang in BR-Druck- 
sache 201/62 (Beschluß), Nr. 4 der Anlage 
sowie in BT-Drucksache lV/651, Anlage 2 
Nr. 4]. 

4. Zu Artikel 2 Nr. 5 a — neu — , Nr. 6 (§§ 408, 409) 

a) In Artikel 2 ist folgende neue Nr. 5 a einzu- 
fügen : 

,5 a. § 408 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 Satz 2 
werden nach dem Wort „Strafe" jeweils 
die Worte „, Nebenfolge oder Maßregel 
der Sicherung und Besserung" 
eingefügt.' 

b) Artikel 2 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen; 

,6. § 409 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort 
„Strafe" die Worte ,,, Nebenfolge 
oder Maßregel der Sicherung und Bes- 
serung" 

eingefügt; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
(unverändert wie bisher Nr. 6).' 

Begründung 

Notwendige Ergänzung, die aus der Ände- 
rung des § 407 StPO folgt (vgl. Artikel 2 Nr. 5 
des Gesetzes). 


Artikel 8 

übergangsvorsdiriften 

5. Artikel 8 ist durch folgenden Absatz 2 zu ergän- 
zen: 

„(2) Die §§ 334 und 334 a der Strafprozeß- 
ordnung in der Fassung des Artikels 2 gelten 
nur für Urteile, die nach dem Inkraftreten dieses 
Gesetzes erlassen werden." 

Bt^gründung 

Notwendige Folgerung aus dem Beschluß unter 
Nr. 3. 
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